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Aktenzeichen: 9 AZR 539/91
Bundesarbeitsgericht 9. Senat Urteil vom 24. November 1992

- 9 AZR 539/91 -
I. Arbeitsgericht 

Hamm
II. Landesarbeitsgericht Hamm

Urteil vom 20. Dezember 1990
- 4 Ca 984/90 -
Urteil vom 17. Juli 1991
- 9 Sa 149/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Sachlicher Geltungsbereich einer bindenden Festsetzung

G6S6’tZ•
HAG §§ 19, 25; LFZG § 8 Abs. 1 Nr. 1; FeiertagslohnzG § 2 

Leitsätze:
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9 AZR 539/91 
9 Sa 149/91 Hamm

Verkündet am 
24. November 1992

Im Namen d e s  V o lk e s !

U r t e i l
Klapp,
Reg.-Sekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Neunte Senat aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 
24. November 1992 durch den Vorsitzenden Richter

2
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

Prof. Dr. Leinemann, die Richter Dörner und Dr. Reinecke 
sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Gaber und Foj$ für Recht 
erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 17. Juli 1991 
- 9 Sa 149/91 - wird zurückgewiesen.
Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tra­gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten über die Zahlung von HeimarbeitsVergü­
tung .

Die Beklagte stellt Holzmöbel her, die sie als Bausatz aus­
liefert. Zu jeder Lieferung gehört eine Tüte mit Beschlagteilen, 
Verbindungselementen und anderem MontageZubehör (Leimtuben), die 
zum Teil aus Metall bestehen. Die Zusammenstellung dieser Klein­
teile hat die Beklagte in Heimarbeit vergeben. Heimarbeiter und 
Heimarbeiterinnen haben die Aufgabe, die ihnen gelieferten Klein­
teile nach vorgegebenen Stückzahlen in Tüten abzupacken.

Der Heimarbeitsausschuß für die Herstellung von Artikeln aus 
Holz oder Schnitzstoff hat für die mit der Herstellung von Arti­
keln aus Holz oder Schnitzstoff in Heimarbeit Beschäftigten bin­
dende Festsetzungen von Entgelt und sonstigen Vertragsbedingungen 
am 23. April 1986 mit Wirkung vom 1. Juni 1986 erlassen (bF).
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Darin ist der sachliche Geltungsbereich in der Fassung der Ände­
rung vom 27. März 1987, gültig ab 1. Mai 1987, folgendermaßen be­
schrieben:

"Sachlich: für das Herstellen, Be- und Verar­
beiten von Artikeln aus Holz, Schnitz­
stoff oder entsprechenden Austausch­
stoffen, z. B. Möbeltischlerarbeiten 
einschließlich Teilarbeiten wie Zusam­
mensetzen und Bearbeiten von Möbeltei­
len u. ä., Zusammensetzen von Furnie­
ren, Holzbildhauerarbeiten. Fräs- bzw. 
Schnitzarbeiten aus Horn, Bein und El­
fenbein und entsprechende Arbeiten bei 
Verwendung von Kunststoffen, Schneiden 
von Korken, Herstellung und Bearbei­tung von Haus- und Küchengeräten aus 
Holz, Kisten aller Art, Spanschach­
teln, sonstigen Holzwaren (z. B. Rau­
chergeräte einschließlich Raucheruten­
silien, Reiseandenken, Sportartikel, 
Kleiderbügel, Wäscheklammern u. a,), Zählen, Messen, Kontrollieren, Sortie­
ren und Zurichten von Holzteilen, das 
Anfertigen der Uhrkästen sowie das Schnitzen der Uhrschilder von Schwarz­walduhren .
Die bindende Festsetzung giit auch für 
die anfallenden Verpackungsarbeiten*"

Die Beklagte zahlte ihren Heimarbeiterinnen Kleine, Grae, 
Greulich und Heimann von Januar 1988 bis Februar 1990 eine Heim­
arbeitsvergütung ohne gesonderte Ausweisung der in den bindenden 
Festsetzungen vorgesehenen Zuschläge und ohne Ausweisung der nach
dem FeiertagslohnzahlungsG und dem LFZG vorgesehenen Beträge,

Die Gewerbeaufsicht des Landes Nordrhein-Westfalen hat ge­
meint, die Heimarbeiterinnen hätten diese Zuschläge nicht bekom­
men. Die Beklagte lehnte die Nachzahlung ab, weil die Arbeiten 
nicht vom sachlichen Geltungsbereich der bindenden Festsetzungen
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erfaßt und weil in der mit den Heimarbeiterinnen frei vereinbar­
ten Arbeitsvergütung die gesetzlichen und in der bindenden Fest­
setzung vorgesehenen Zuschläge enthalten seien.

Das klagende Land hat beantragt.

die Beklagte zu verurteilen, an Frau Anni Kleine 
372,90 DM, an Frau Anni Grae 3.870,64 DM, an Frau 
Irene Greulich 4.064,35 DM und an Frau Margot 
Heimann 4.972,72 DM nebst 4 % Zinsen seit dem
1. September 1990 auf die jeweilige Stimme zu zah­len.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage wegen des Lohnfortzahlungs­
zuschlags stattgegeben und im übrigen abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen und 
auf die Berufung des klagenden Landes der Klage insgesamt statt­
geben. Mit der Revision verfolgt die Beklagte weiter ihr Ziel der 
Klageabweisung. Das klagende Land beantragt, die Revision zurück­
zuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Die vom klagenden Land in ge­
setzlicher Prozeßstandschaft nach § 25 HAG vertretenen Heimarbei­
terinnen haben gegen die Beklagte Anspruch auf Zahlung von Zu­
schlägen nach der vom Heimarbeitsausschuß für die Herstellung von
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Artikeln aus Holz und Schnitzstoff verabschiedeten bindenden 
Festsetzung vom 23. April 1986 in der Fassung der Änderung vom 
27. März 1987 sowie nach § 8 LFZG und § 2 FeiertagslohnzahlungsG.

I. Die Revision rügt zu Unrecht die Verletzung des § 551 Nr. 7 
ZPO durch das Landesarbeitsgericht. Nach ständiger Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts ist eine Entscheidung nicht mehr mit 
Gründen versehen, wenn zwischen Verkündung des Urteils und dar 
Zustellung der Entscheidung mehr als ein Jahr liegt (zuletzt Ur­
teil vom 7. April 1992 - 1 AZR 322/91 - zur Veröffentlichung be­
stimmt, m.w.N.). Das angefochtene Urteil ist der Beklagten inner­
halb dieser Frist zugestellt worden.

II. Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht auf die Beschäfti­
gungsverhältnisse der vier Heimarbeiterinnen mit der Beklagten 
die bindende Festsetzung vom 23. April 1986 in der Fassung der 
Änderung vom 27. März 1987 angewendet.

1. Nach § 19 Abs. 3 Satz 1 HAG hat die bindende Festsetzung des 
Heimarbeitsausschusses die Wirkung eines für allgemeinverbindlich 
erklärten Tarifvertrages. Die in der bindenden Festsetzung ent­
haltenen Rechtsregeln gelten wie die Rechtsnorm des Tarifvertra­
ges unmittelbar und zwingend zwischen den vom fachlichen, persön­
lichen und räumlichen Geltungsbereich erfaßten Auftraggebern und 
den in Heimarbeit Beschäftigten in diesem Geltungsbereich (§ 4 
Abs. 1, § 5 Abs. 4 TVG; vgl. Senatsurteil vom 5. Mai 1992 - 9 AZR 
447/90 - zur Veröffentlichung bestimmt).
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2. Die Tätigkeit der Heimarbeiterinnen fällt unter den sachli­
chen Geltungsbereich der bF vom 23. April 1986 in der Fassung der 
Änderung vom 27. März 1987. Sie sind bei ihrer Tätigkeit mit der 
Herstellung von Artikeln aus Holz beschäftigt. Die Beklagte läßt 
keine fertigen Möbel herstellen, die gebrauchsfertig aufgestellt 
werden können, sondern Bausätze. Deren Herstellung endet nach dem 
Zuschneiden, Furnieren, Leimen u. ä. von Einzelteilen mit dem 
Hinzufügen der Befestigungselemente, mit denen der Käufer selbst 
für die Aufstellung und Gebrauchsfähigkeit sorgt. Das Hinzxjfügen 
dieser Teile ersetzt z. B. die Herstellung einer festen Verbin­
dung durch Nut oder Leim. Das Hinzufügen der Montageteile (offen 
oder verpackt) ist deshalb Teil des gesamten Herstellungsprozes­
ses, an dem in diesem Schlußabschnitt die Heimarbeiter inner), be­
teiligt sind. Hätte die Beklagte diese Arbeiten nicht an Heimar­
beiterinnen vergeben, so müßten Mitarbeiter in der Produktions­
stätte am Ende des Herstellungsprozesses vor der versandfertigen 
Verpackung der Möbelstücke die Kleinteile hinzufügen. Auf di© Ma­
terialien der Kleinteile kommt es nicht an. Auch der Mitarbeiter» 
der Farbe aufbringt oder das Holz beizt, ist mit der Herstellung 
von Artikeln aus Holz beschäftigt.

Dagegen läßt sich nicht einwenden, die Entgeltgruppen in § 3 
bF enthielten für die Verpackung von Kleinteilen keine Beschrei­
bung. Die Tätigkeiten der Heimarbeiterinnen sind einfache Arbei­
ten i. S. der Entgeltgruppe I, die ohne vorherige Arbeitskennt­
nisse, also ohne Ausbildung oder Anlernung, nach kurzer Anweisung 
ausgeführt werden können. Die in der bindenden Festsetzung nach­
folgenden Beispiele sind nicht abschließend und hindern deswegen 
eine Einordnung nicht.
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Zu Unrecht rügt die Beklagte, das Landesarbeitsgericht habe 
die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 10. November 1981 
(- 3 AZR 456/79 - AP Nr. 10 zu § 19 HAG) nicht beachtet. Das an- 
gefochtene Urteil stimmt mit den Ausführungen in jenem Urteil 
überein. Maßgebend für die Anwendung einer bestimmten bindenden 
Festsetzung ist das Produkt, das hergestellt wird, nicht der Ge­
werbezweig. Das von der Beklagten hergestellte Produkt, an deren 
Fertigstellung die Heimarbeiterinnen beteiligt sind, ist ein Ar­
tikel aus Holz, nicht eine Tüte mit Kleinteilen.

III. Das Landosarbeitsgericht hat weiter zu Recht ausgeführt, die 
Richtigkeit der Behauptung der Beklagten sei nicht festzustellep, 
die Beklagte habe mit den Heimarbeiterinnen vereinbart, die im 
Einzelnen benannten Zuschläge sollten in den jeweils insgesamt zu 
zahlenden Gesamtentgelten enthalten sein.

1. Die behauptete Vereinbarung ist rechtlich iRöglich (DAG Ur­
teile vom 13. März 1963 - 4 AZR 415/61 - AP Nr. 1 zu § 20 HAG und 
vom 21. Januar 1965 - 5 AZR 228/64 - AP Nr, 1 zy § 1 HAG). Aller­
dings trägt der Auftraggeber dafür die Darlegungg- und Beweislast 
(BAG, aaO) .

2. Die Beklagte ist bereits ihrer Darlegungspliiafet nicht in 
ausreichendem Maße nachgekommen. Die bloße Behauptung einer Ver­
einbarung ohne Aufschlüsselung des tatsächlich gezählten Entgelts 
ist nicht überprüfbar. Es fehlen Entgeltverzeichnisse und Ent­
geltbelege, aus denen die Aufteilung des gesamten Verdienstes zu 
entnehmen wäre, zu deren Führung die Beklagte verpflichtet ist
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(§ 2 bF). Weiter sind die vorgelegten Bescheinigungen der Heimar­
beiterinnen vom 23. Januar 1990 nicht geeignet, Vereinbarurigen 
dieses Inhalts vor oder bei Beginn der Beschäftigung zu bestäti­
gen. Soweit die Beklagte den Erklärungen die Bedeutung beimißt, 
jedenfalls ab 23. Januar 1990 seien alle Mindestentgelte und Zu­
schläge wie vorgeschrieben bezahlt, ist den Bescheinigungen die­
ser Erklärungsinhalt nicht zu entnehmen. Das wäre allenfalls mög­
lich, wenn die Heimarbeiterinnen bestätigt hätten, sie hätten ab 
23. Januar 1990 einen anderen Gesamtlohn als bisher bekommen und 
dieser entspreche den Bestimmungen der bindenden Festsetzung und 
des Lohnfortzahlungs- und Feiertagslohnzahlungsgesetzes.

IV. Die Beklagte ist zur Zahlung der verlangten Zuschläge ver­
pflichtet.

1. Der Feiertagszuschlag folgt aus § 2 FeiertagslohnzahlungsG. 
Er ist brutto zu zahlen. Der Begriff des "reinen" Arbeitsentgelts 
steht nicht für netto, sondern hat die Bedeutung, daß der Zu­
schlag auf das bereinigte Entgelt ohne weitere Zuschläge zu zah­
len ist (kein Zuschlag auf Zuschlag - BAG Urteil vom 15. Dezember 
1960 - 5 AZR 437/58 - AP Nr. 2 zu § 2 HAG). Die Höhe des Zu­
schlags hat die Beklagte zuletzt nicht mehr bestritten. Die Be­
rechnung des klagenden Landes ist daher als unstreitig zugrunde 
zulegen.

2. Der Krankengeldzuschuß folgt aus § 8 Abs. 1 Nr. 1 LFZ(3. Er 
ist der Höhe nach unstreitig.
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3. Der Heimarbeitszuschlag folgt aus § 5 bF. Er ist wie der 
FeiertagsZuschlag ein Bruttozuschlag.

4. Der Anspruch auf Urlaubsentgelt und Urlaubsgeld folgt aus 
§ 8 bF. Die Berechnung des klagenden Landes ist zutreffend. Der 
Einwand der Beklagten, die Heimarbeiterinnen seien nicht in Ur­
laub gewesen, ist angesichts des dispositiven Charakters des § 12 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BUrlG und der Unanwendbarkeit des § 11 Abs. 2 
BUrlG unbeachtlich.

5. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Leinemann Dr. Reinecke Dorner
Dr. Gaber Fox
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